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Bundeskanzler Helmut Kohl: 
-- j Ai/ 

Der EURO kommt 
Es bleibt bei den vereinbarten Konvergenz- 
kriterien, und es bleibt auch bei dem 
vorgesehenen Zeitpunkt: Der EURO kommt, 
und die Bundesrepublik Deutschland wird 
von Anfang an Mitglied der europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion sein. 
Bundeskanzler Helmut Kohl läßt daran 
„nicht den geringsten Zweifel". 
Auf einer Pressekonferenz im Anschluß an die Bun- 
desvorstandssitzung der CDU am 30. Juni in Berlin 
hat der Parteivorsitzende noch einmal jedes „Wenn 
und Aber" in dieser Frage ausgeschlossen und die be- 
sondere Rolle der Union, von CDU/CSU, aber auch 
der Koalition mit der FDP als Vorkämpfer der Euro- 
papolitik hervorgehoben. 
Der Bundeskanzler stellte nochmals ausdrücklich 
klar, daß sowohl die Stabilitätskriterien für die Ein- 
führung des EURO als auch der geplante Termin ein- 
gehalten würden. Die europäische Zentralbank, die 
nach dem Vorbild der deutschen Bundesbank aufge- 
baut sei, werde dauerhaft für die Stabilität des EURO 
sorgen. 

Die Arbeit eines ganzen Volkes 
Gerade weil „wir Deutschen unsere eigene geschicht- 
liche Erfahrung mit Währungen" haben, ist nach den 
Worten des Bundeskanzlers die Währungsumstellung 
von der D-Mark zum EURO „nicht irgendeine 
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Generalsekretär Peter Hintze: Wir bauen eine moderne Parteizentrale in einer zen- 
tralen Lage Berlins, eine Parteizentrale mit hohem Wiedererkennungswert. Wir wol- 
len ein Gebäude schaffen, in dem die politische Arbeit Freude macht und dem man 
es von außen ansieht, daß diese Arbeit in die Zukunft weist. Gleichzeitig wollen wir 
mit dem Gebäude in der Bundeshauptstadt und Metropole Berlin ein Beispiel für 
weltstädtische Architektur geben. 

Fortsetzung von Seite I 

Frage". Durch die „Arbeit eines ganzen 
Volkes" ist in fast fünfzig Jahren nach 
Kriegsende die DM zu einer der führen- 
den Weltwährungen geworden und für die 
Menschen in Deutschland zur Garantie für 
wirtschaftliche Stabilität. 
Wenn die Deutschen - mit Zustimmung 
der großen Mehrheit - den Weg nach Eu- 
ropa gehen, sei deshalb nicht nur auf 
Emotionen Rücksicht zu nehmen, sondern 
vor allem der Anspruch auf einen stabilen 
EURO uneingeschränkt einzulösen. 

Positive Bilanz 
Unmittelbar vor Beginn der Sommerpause 
zieht Bundeskanzler Helmut Kohl eine 
positive Bilanz der Regierungsarbeit. 
Insbesondere die drei großen Reformge- 

setze haben genau den Stand erreicht, der 
nach Erklärungen im Januar und dann 
noch einmal im April auch vorgesehen 
war: 
• Die Gesundheitsreform steht am l. Juli 

im Bundesgesetzblatt. 
• Die Steuerreform ist am 26. Juni in 

dritter Lesung verabschiedet worden. 
• Die Rentenreform wird bis zum Jahres- 

ende abgeschlossen sein. 
In der allgemeinen Wirtschaftsentwick- 
lung sieht der Bundeskanzler eine „gute 
Chance" für Zuwachsraten in einer Höhe, 
die die Prognosen der Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute für dieses Jahr mit zwei 
bis zweieinhalb Prozent beziffern, für das 
Jahr 1998 sogar mit drei Prozent. 

Fortsetzung auf Seite 4 
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Die neue CDU-Bundesgeschäftsstelle in Berlin: 

In der neuen politischen Mitte, wo 
Berlin wieder zusammenwächst 
Das neue Haus der CDU-Bundesge- 
schäftssstelle in Berlin soll nach dem 
Beschluß des Bundesvorstands vom 
30. Juni am Klingelhöfer Dreieck ste- 
hen: in der neuen politischen Mitte un- 
mittelbar am Tiergarten, wo seit der 
Wende die beiden traditionellen Zen- 
tren „Unter den Linden" und „Kur- 
fürstendamm" immer enger zusammen- 
wachsen. 
Das Gebäude ist nach den Vorstellungen 
und Entwürfen des Architekturbüros Pet- 
zinka, Pink und Partner in eine Sockelzo- 
ne, einen Mittelbau und ein Attikageschoß 
gegliedert. Ein großer Wintergarten von 
der Gebäudeaußenkante bis zum Gebäude 
im Mittelbau bildet eine Klimahülle. In 
der Mitte befindet sich das Atrium, das al- 
le Etagen verbindet. 

Zur Anbindung 
Das Klingelhöfer Dreieck profitiert von 
der Nähe zur „Achse" der Straße des 17. 
Juni zum künftigen Nord-Süd-Tunnel und 
von leistungsfähigen Straßen, die Autofah- 
rern die Orientierung erleichtern. Die La- 
ge unmittelbar am Tiergarten und am 
Landwehrkanal macht die Wege für Rad- 
fahrer und Fußgänger attraktiv. 

Der Wintergarten 
Das weithin sichtbare Merkmal der neuen 
Bundesgeschäftsstelle wird eine gläserne 
Schutzhülle über der freien Form des Ge- 
bäudes im Mittelbau sein. Als ein großer 
Wintergarten erfüllt sie nicht nur die pla- 
nerischen Absichten und Vorstellungen der 
Architekten, sondern auch durch entspre- 
chende Bepflanzung einen hohen An- 

spruch auf „atmosphärische Bereicherung 
für alle Büros". 
Diese Schutzhülle sorgt für sommerlichen 
Wärmeschutz und winterlichen Wärmege- 
winn, für Schutz vor Schall und Schmutz, 
aber auch für eine natürliche Belüftung 
der Büroräume. 

Vision für das nächste 
Jahrtausend 
Die ökologischen Funktionen des Gebäu- 
des sind das Ergebnis von Diskussionen 
über Konzepte ökologisch-ökonomischen 
Bauens und langjähriger Planungs- und 
Entwicklungsarbeit. Die neue CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle in Berlin wird deshalb 

Die neue Adresse: 

Klingelhöfer Dreieck 

nicht nur ein „Gebäude mit städtischer 
und stadträumlicher Prägnanz" sein, son- 
dern auch Vision eines Gebäudes für das 
nächste Jahrtausend. 

Baubetreuung, Kosten und 
Umzugstermin 
♦•Das Berliner Unternehmen Industrie- 
und Wohnbau Groth + Graalfs GmbH ist 
Projektentwickler und hat die Baubetreu- 
ung. 

*- Der Festpreis für die neue Bundesge- 
schäftsstelle einschließlich Grundstück be- 
trägt rund 65 Millionen DM, die über Kre- 
dite finanziert werden. 

••Der Umzug nach Berlin erfolgt in der 
Mitte des Jahres 2000. ■ 
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Der EURO kommt 
Fortsetzung von Seite 2 

9. Parteitag in Leipzig 
Im Mittelpunkt des 9. Parteitags, der vom 
12. bis 15. Oktober in Leipzig stattfindet, 
soll nach dem Willen des Bundesvorstands 
die Bilanz von „sieben Jahren Deutsche 
Einheit" stehen. Dabei soll es in erster Li- 
nie nicht um materielle Fragen gehen, son- 
dern um die Erfahrungen der Menschen in 
West und Ost mit einer Gemeinsamkeit, 
wie sie es vom Bau der Mauer bis zum 
Jahr der Wende nicht gegeben hat. 
Die Moderation des Forums „Sieben Jahre 
Deutsche Einheit" wird Christoph Berg- 
ner, Spitzenkandidat in Sachsen-Anhalt, 
übernehmen; die Einführungsreferate wer- 
den Bundesumweltministerin Angela Mer- 
kel und die Kultusministerin von Baden- 
Württemberg, Anette Schawan, halten. 
Neben den üblichen Berichten - dem Be- 
richt des Parteivorsitzenden, dem sich die 

Generaldiskussion anschließt, dem Bericht 
der Bundesschatzmeisterin, des Generalse- 
kretärs und des Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion - wird es weitere Foren 
im Parteitagsplenum geben, und zwar zu den 
Themen Arbeit und Wirtschaft, Bildung, 
Forschung, Innovation und unsere mensch- 
liche Gesellschaft im 21. Jahrhundert. 
Eine Präsidiumskommission zur Vorberei- 
tung des Parteitags erarbeitet zur Zeit ein 
Manifest, das auf dem 9. Parteitag als 
„Leipziger Manifest" diskutiert und am 
15. Oktober, dem letzten Tag des Partei- 
tags, verabschiedet werden soll. 
Ein Antrag zum Thema innere Sicherheit 
soll nach dem Willen des Bundesvorstands 
ausführlich beraten werden. Dabei soll die 
Frage im Mittelpunkt stehen: Wie geht die 
wehrhafte Bürgergesellschaft mit der Zu- 
nahme von Gewalt um? Die Antwort auf 
diese Frage wird die Erziehung unserer 
Kinder, unser eigenes politisches Engage- 
ment und die Bedeutung ehrenamtlicher 
Arbeit mit einbeziehen müssen. 

Vernunft hat gesiegt 
Der sportpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Klaus Riegert, erklärte zur Einigung 
des Bundes mit dem Land Berlin 
zur Zukunft des Berliner Olympia- 
stadions: 
Die Einigung zwischen dem Bund und 
dem Land Berlin, das Berliner Olym- 
piastadion durch Privatinvestoren sa- 
nieren und modernisieren zu lassen, ist 
die einzig richtige Lösung und zu- 
kunftsweisend. Sie entlastet den Steu- 
erzahler und trägt der Entwicklung der 
letzten Jahre Rechnung. Nutzer von 
Großstadien sind heute fast ausschließ- 
lich die Profifußball vereine, die sich zu 
reinen Wirtschaftsunternehmen ent- 

wickelt haben. Sie sollten deshalb ihr 
„Arbeitsfeld" von Privatinvestoren 
bauen und betreiben lassen - oder dies 
in eigener Regie tun. 
Der Verzicht des Bundes auf ein Ent- 
gelt für den Grundstückswert des 
Olympiastadions und des Reichssport- 
feldes ist trotz angespannter Haushalts- 
lage richtig. Eine Sanierung und Mo- 
dernisierung durch die öffentliche 
Hand wäre für den Steuerzahler bei 
den Investitions- und Folgekosten er- 
heblich teurer geworden. 
Fußball ist nach wie vor Volkssport Nr. 
1 und zieht Millionen von Zuschauern 
in seinen Bann. Dies rechtfertigt aber 
nicht den Einsatz von Millionen von 
Steuerngeldern für einige Großprojek- 
te, von denen nur wenige profitieren. 
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Bundestag verabschiedet 
Steuerreformgesetz 

Mit der Mehrheit der 
Koalitionsfraktionen hat der 
Deutsche Bundestag am 
26. Juni die Steuerreformgesetze 
1998 und 1999 verabschiedet. 
In der fünfstündigen Debatte forderte 
Bundesfinanzminister Theo Waigel die 
SPD auf, auch ihren Beitrag dazu zu lei- 
sten, in der Steuerpolitik die entscheiden- 
den Weichen für die Zukunft zu stellen. 
Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Wolfgang Schäuble, warb für 
eine Übereinkunft über eine deutliche 
Senkung der Steuersätze aller Einkunfts- 
arten. 

Weichenstellung für 
die Zukunft 

In der Bundestagsrede des 
Bundesfinanzministers heißt es 
dazu u.a.: 

Die Steuerreform 1998/1999 ist für uns 
ein wichtiger Baustein, den Standort 
Deutschland im Zeichen der Globalisie- 
rung erfolgreich im internationalen Wett- 
bewerb zu halten. Wir stehen mit unseren 
Reformplänen für einen fairen internatio- 
nalen Steuerwettbewerb. Was wird die 
Steuerreform bringen? 

Eine Wachstumsbeschleunigung 
durch einen Tnvestitionsschub. Der abge- 
senkte Höchststeuersatz und die Steuer- 
vereinfachung motiviert zur Leistungsaus- 

weitung. Die steuerliche Entlastung ver- 
bessert die Ertragserwartungen dauerhaft. 
Die Möglichkeit zur Selbstfinanzierung 
von Investitionen wird verbessert. 

Investitionen schaffen neue Arbeits- 
plätze: Die Steuerentlastung schafft Spiel- 
raum für moderate Tarifabschlüsse. Der 
abgesenkte Eingangssteuersatz erhöht den 
Anreiz zur Arbeitsaufnahme. 

Neue Arbeitsplätze stärken die 
Nachfrage: Die Nettoentlastung regt zu- 
sätzlich den Konsum an. Die Kapazitäts- 
auslastung der Unternehmen steigt. Weite- 
re Investitionen und Neueinstellungen 
folgen. 

Die Steuerreform wirkt direkt im 
internationalen Standortwettbewerb: Die 
neuen niedrigen Steuersätze und das ein- 
fachere Steuersystem sind international 
konkurrenzfähig. 

Die Steuereinnahmen der öffentli- 
chen Hand werden wieder auf eine stabile 
Grundlage gestellt. Die Aushöhlung der 
Steuerbasis wird gestoppt, die Entwick- 
lung der Steuereinnahmen wieder enger 
mit dem Wachstum verkoppelt. Wachs- 
tumseffekte bringen zusätzliche Steuer- 
einnahmen. Mit dem Stopfen von 
Schlupflöchern und einem insgesamt ein- 
facheren und gerechteren Steuersystem 
nimmt gleichzeitig der Anreiz zu legalen 
oder halblegalen Steuervermeidungsstra- 
tegien ab. Das bringt ebenfalls Mehrein- 
nahmen. 
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Strukturreform und Entlastung 
Der letzte Punkt zeigt, die Steuerreform ist 
nicht nur finanzierbar, sie ist für stabile öf- 
fentliche Finanzen in Zukunft unverzicht- 
bar. Wenn wir jetzt nichts tun, wird die 
Erosion der Einnahmebasis unvermindert 
weitergehen, zum Schaden des Bundes, 
der Länder und Kommunen. 
Wie brauchen beides: Eine Steuerstruktur- 
reform und eine Steuerentlastung. Aber: 
Man muß in der Tat abwägen, was wir uns 
vor dem Hintergrund der schwierigen La- 
ge der öffentlichen Kassen 1998, 1999 
und in den Jahren danach leisten können. 
Natürlich müssen an erster Stelle weitere 
Konsolidierungsmaßnahmen stehen, um 
Steuersenkungsspielräume zu schaffen. 
Dazu unternehmen wir jede Anstrengung. 
Man muß aber sehen: Nicht jede Spar- 
maßnahme ist volkswirtschaftlich sinnvoll, 
beispielsweise bei den Investitionen. Eben- 
so muß man sehen, daß Einsparungen 
beim Staatsverbrauch seit Jahr und Tag an 
der SPD im Bundesrat scheitern. Das 
strukturelle Defizit muß jedoch unter Kon- 
trolle bleiben und zurückgeführt werden. 
Um das investitionsfreundliche Gesamtpa- 
ket auf den Weg zu bringen und gleichzei- 
tig den Haushalt nicht zu gefährden, war es 
notwendig, die Gegenfinanzierung 1998 zu 
erweitern. Das ist zumutbar. 

Bessere Chancen für 
den Arbeitsmarkt 

Wolfgang Schäuble sieht in der 
Bundestagsdebatte Konturen 
von Gemeinsamkeiten und 
folgert daraus u. a.: 

Alle sprechen sich für die Notwendigkeit 
einer Steuerreform aus. Dann müßte es ei- 
gentlich möglich sein, daß wir sie zustan- 
de bringen. Jetzt müssen wir uns vielleicht 
noch einmal darüber verständigen, wozu 

eine Steuerreform dient, was sie leisten 
soll und kann. Sie allein wird nicht alle 
Probleme auf dem Arbeitsmarkt lösen, das 
ist völlig klar. Aber sie kann und muß ei- 
nen Beitrag dazu leisten, daß wir eine bes- 
sere Chance haben, die Probleme auf dem 
Arbeitsmarkt zu lösen. 
Wir müssen im Wettbewerb um den 
Standort von Investitionen und um 
Arbeitsplätze durch eine Reform unseres 
Steuersystems leistungsfähiger werden, 
sonst haben wir keine Chancen, zu verhin- 
dern, daß immer mehr Arbeitsplätze ab- 
wandern. Wir müssen uns im Bereich der 
Unternehmenbesteuerung ein Stück weit 
an dem orientieren, was andere europäi- 
sche Länder auf den Weg gebracht oder 
schon unternommen haben. 

Zu hohe Steuersätze 
Weiterhin ist festzustellen: Wir haben eine 
Entwicklung im Bereich unserer Steuern, 
die dadurch gekennzeichnet ist, daß es bei 
hohen Steuersätzen und einem ordentlichen 
gesamtwirtschaftlichen Wachstum zu einer 
Abkoppelung der Steuereinnahmen kommt. 
Denn die tatsächlichen Steuersätze werden 
immer weniger gezahlt. Das ist ein struktu- 
relles Problem unseres Steuersystems. 
Wir haben zu hohe Sätze mit zu vielen 
Ausnahmen und damit mit zu vielen 
Umgehungsmöglichkeiten. Beides zusam- 
men - die zu hohen Sätze und die zu vie- 
len Ausnahmen - und der internationale 
Wettbewerb führen dazu, daß eine immer 
größere Zahl von wirtschaftlichen Ent- 
scheidungen nicht mehr unter dem Ge- 
sichtspunkt der Verbesserung wirtschaftli- 
cher Leistung getroffen werden, sondern 
unter dem Gesichtspunkt der Steuerver- 
meidung. Dies führt zu Fehlallokationen. 
Dies muß durch eine Steuerreform been- 
det werden. 
Das Grundkonzept unserer Steuerreform 
ist seit der Konzeption bis zu der Be- 
schlußempfehlung des Finanzausschusses 
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nicht verändert worden. Natürlich wird 
während einer parlamentarischen Bera- 
tung die eine oder andere Einzelheit ein 
Stück weit verändert. Das Volumen der 
Änderungen hat eine Größenordnung von 
etwa 3 Prozent des gesamten Umschich- 
tungsvolumens der Steuerreform. 
Es bleibt bei allen vorgesehenen Steuer- 
sätzen: Der Eingangssteuersatz wird von 
25,9 auf 15 Prozent gesenkt, der Spitzen- 
steuersatz von 53 auf 39 Prozent, der 
Gewerbesteuersatz für ausgeschüttete Er- 
träge von 30 auf 25 Prozent sowie für 
nicht ausgeschüttete Erträge von 45 auf 
35 Prozent und der Einkommensteuersatz 
für Einkünfte aus Gewerbebetrieben von 
47 auf 35 Prozent. 

Gegenfinanzierung 
Dies alles muß angesichts der Haushalts- 
situation von Bund, Ländern und Gemein- 
den durch drei Elemente gegenfinanziert 
werden, nämlich einmal durch eine Netto- 
entlastung. Eine Steuerreform, die nicht zu 
einer Nettoentlastung führt, ist in Wahrheit 
keine Steuerreform, die die Kräfte für 
Wachstum und mehr Arbeitsplätze verstärkt. 

Sie muß zweitens die Steuerausfälle durch 
die Senkung der Steuersätze ein Stück weit 
kompensieren bzw. die Ausfallwirkungen 
auf die Einnahmesituation der Haushalte 
von Bund, Ländern und Gemeinden erträg- 
lich halten, indem wir das Problem der zu 
vielen Ausnahmen durch eine Verbreite- 
rung der Bemessungsgrundlage angehen. 
Drittens werden wir um ein Element der 
Umschichtung zwischen direkten und indi- 
rekten Steuern nicht herumkommen. 

Ich sage das in aller Klarheit und Offen- 
heit: Angesichts der Situation, daß bis auf 
die heutige Stunde nicht ein einziges ver- 
nünftiges, sachbezogenes, verantwortliches 
Gespräch mit den Vertretern der Bundes- 
ratsmehrheit möglich gewesen ist, haben 
wir gesagt: Wir können in eine ernsthafte 
Erörterung zur Sache eintreten, wenn Sie 
bereit sind, zur Sache zu argumentieren. 

Aus diesem Grund haben wir in der Ge- 
setzgebung Fragen offengelassen, von de- 
nen wir meinen, sie werden entschieden, 
wenn feststeht, daß es im Vermittlungsaus- 
schuß oder im Bundesrat eine ernsthafte 
Chance der Zustimmung gibt. 

Arbeitskosten in Westdeutschland 
weltweit am höchsten 

Westdeutsche Industrie-Unterneh- 
men hatten 1996 erneut die weltweit 
höchsten Arbeitskosten zu tragen. 
Wie das Institut der deutschen Wirt- 
schaft Köln (IW) in Köln berichtete, 
hat die Arbeiterstunde 47,28 DM 
gekostet. Die Kosten je Arbeiterstunde 
lagen damit um 17,30 DM über dem 
Durchschnitt der Konkurrenz im Aus- 
land. 
Selbst in Ostdeutschland sind die Ar- 
beitskosten mit 31,89 DM inzwischen 

höher als in allen übrigen G7-Staaten 
mit Ausnahme Japans. Die zehn teuer- 
sten Industriestandorte der Welt befin- 
den sich ausnahmslos auf dem 
europäischen Kontinent. Japan (32,57 
DM je Stunde) ist abwertungsbedingt 
auf den elften Rang zurückgefallen. Die 
USA, Mitte der 80er Jahre noch der 
weltweit teuerste Produktionsstandort, 
rangieren mit Arbeitskosten von 26,60 
DM sogar im unteren Mittelfeld der in- 
ternationalen Arbeitskosten-Rangliste. 
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Steuerreform für Investitionen, 
wirtschaftliches Wachstum und 

neue Arbeitsplätze 

Als sich die Bundespartei im Frühjahr 
1996 eher zögernd einer grundlegenden 
Steuerreform zugewandt hat, war die 
Skepsis groß, ob ein solches Gesetzge- 
bungswerk in dieser Legislaturperiode 
noch gelingen kann. 

Die radikalen Vorschläge unseres Kolle- 
gen Gunnar Uldall, die noch weiter 
zurückreichen, fanden außerhalb des Par- 
laments mehr Aufmerksamkeit als im Par- 
lament. Nachdem Wolfgang Schäuble den 
Vorsitz einer Steuerreformkommission in 
der Bundespartei übernommen hatte, kam 
eine erhebliche Dynamik in die Debatte. 
Am 22. Oktober 1996 haben wir unser 
Konzept auf dem Bundesparteitag in Han- 
nover verabschiedet. 

Die Bundesregierung hat unter Führung 
des Bundesfinanzministers das konkrete 
Gesetzgebungsverfahren mit den „Peters- 
berger Steuerbeschlüssen" eröffnet. Der 
Bundestag hat am 26. Juni in Zweiter und 
Dritter Lesung das Steuerreformgesetz 
1998 und 1999 verabschiedet. 

Dieses Steuerreformgesetz wird den an- 
fangs gesetzten Zielen gerecht: 

• Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
sätze werden auf ein international wettbe- 
werbsfähiges Maß reduziert. 

• Steuervergünstigungen und Steuer- 
schlupflöcher werden konsequent besei- 
tigt. 
• Das Steuerrecht wird einfacher und 
überschaubarer. 

I. Ein Steuersystem für Investi- 
tionen, wirtschaftliches Wachs- 
tum und neue Arbeitsplätze 

Die Steuerpolitik in Deutschland muß ei- 
nen Beitrag leisten zur Überwindung der 
anhaltenden Wachstumsschwäche unserer 
Volkswirtschaft. Die ausländischen 

Von Friedrich Merz, Obmann 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion im Finanzausschuß 
des Deutschen Bundestages 

Direktinvestitionen in Deutschland haben 
einen Tiefpunkt erreicht. Der Exodus 
deutscher Unternehmen und deutscher Ar- 
beitsplätze an ausländische Standorte hält 
an. Wenn dieser Trend gestoppt und umge- 
kehrt werden soll, müssen die nominalen 
Steuersätze gesenkt werden. 
Mit einem Ausschüttungssatz von 25 Pro- 
zent und einem Thesaurierungssatz von 35 
Prozent im Körperschaftsteuergesetz so- 
wie für Einkünfte aus betrieblicher Tätig- 
keit, die dem Einkommensteuergesetz un- 
terliegen, wird ein Signal gesetzt für Inve- 
stitionen am Standort Deutschland. Es ist 
selbstverständlich, daß bei einer solchen 
Steuersatzsenkung für die Betriebe auch 
der Steuersatz für die übrigen Einkünfte 
einschließlich der Arbeitnehmereinkom- 
men über den gesamten Tarifverlauf ge- 
senkt werden muß. Mit einem Eingang- 
steuersatz von 15 Prozent und einem line- 
ar-progressiven Tarif bis 39 Prozent be- 



STEUERN UiD 22/1997 ■ Seite 9 

kommt Deutschland den niedrigsten 
Lohn- und Einkommensteuertarif seit 
dem 2. Weltkrieg. 

II. Niedrige Steuersätze - gleich- 
mäßige Besteuerung 

Bei niedrigen Steuersätzen können Aus- 
nahmen und Vergünstigungen weitgehend 
gestrichen werden. Dies gilt für alle Ein- 
kunftsarten, für Unternehmen wie für Ar- 
beitnehmer, für die Landwirtschaft wie für 
den Wohnungsbau, für Kapitalerträge und 
für private Veräußerungsgewinne. Wir 
wußten von Beginn an, daß wir im Laufe 
des Gesetzgebungsverfahrens mit dem ge- 
ballten Gruppenwiderstand fertig werden 
mußten. 
Berechtigten Einwendungen haben wir 
uns nicht verschlossen. Das Reformgesetz 
als Ganzes ist dadurch nicht in Frage ge- 
stellt worden. Auch die Unternehmen in 
Deutschland können nicht erwarten, daß 
sie bei historisch niedrigen Steuersätzen 
auch alle Gestaltungsmöglichkeiten und 
Vergünstigungen behalten können. Des- 
halb haben wir die Gewinnermittlungsvor- 
schriften verschärft und die Verrechnungs- 
möglichkeiten von Verlusten mit Gewin- 
nen begrenzt. 
Der Grundsatz der gleichmäßigen 
Besteuerung nach individueller 
Leistungsfähigkeit verlangt eben beides, 
angemessen niedrige Steuersätze und 
eine breite steuerliche Bemessungsgrund- 
lage. 

III. Ein einfaches und über- 
schaubares Steuerrecht 

Über unser kompliziertes Steuerrecht wird 
seit langem und zu Recht geklagt. Auch 
nach der Reform bleibt unser Steuersy- 
stem schwierig und in manchen Bereichen 
streitanfällig. Trotzdem: Die Reform zeigt 
auch hier in die richtige Richtung. Die Be- 
seitigung einer großen Zahl vom Ausnah- 
men und Sondertatbeständen macht das 

Einkommensteuerrecht einfacher und 
überschaubarer. So ist die gesamte Förde- 
rung des privatgenutzten Wohnungsbaus 
aus dem Steuerrecht ebenso herausgenom- 
men wie - ab 1999 - die Förderung des 
Aufbaus der gewerblichen Wirtschaft in 
den neuen Ländern. 
Damit wird das Steuersystem schrittweise 
wieder auf den Grundsatz zurückgeführt, 
nach dem Steuern erhoben werden: zur 
Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs 
des Staates nach dem Prinzip der Lei- 
stungsfähigkeit. 

IV. Bundesrat in der 
Verantwortung 

Die Steuerreform liegt jetzt dem Bundes- 
rat und voraussichtlich anschließend dem 
Vermittlungsausschuß zur Beratung und 
Beschlußfassung vor. Die SPD-Mehrheit 
im Bundesrat, die die Reform schon abge- 
lehnt hat, bevor der Bundestag sie be- 
schlossen hatte, trägt jetzt eine besondere 
Verantwortung. 
Wenn es uns über Parteigrenzen hinweg in 
diesem Sommer nicht gelingt, über die 
längst überfällige Abschaffung der Gewer- 
bekapitalsteuer hinaus eine Reform des 
Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
rechts zu beschließen, wird sich die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt nicht bessern, son- 
dern weiter verschlechtern. 

Die Steuerreform allein wird die Probleme 
nicht lösen. Aber sie ist ein unverzicht- 
barer Teil einer wirtschaftspolitischen Ge- 
samtkonzeption. Im verschärften interna- 
tionalen Standortwettbewerb liegen mehr 
Chancen als Risiken. 

Mit der Steuerreform können wir unsere 
Chancen im Wettbewerb um Investitionen 
und neue Arbeitsplätze verbessern. Wer 
sich dieser Reform verweigert, handelt 
insbesondere den Arbeitslosen gegenüber 
unverantwortlich. ■ 
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Investitionen und Arbeitsplätze 
in den neuen Ländern 

Förderkonzept vom Bundestag beschlossen 

Die steuerliche Wirtschaftsförderung 
für die neuen Bundesländer wird auch 
nach 1998 auf hohem Niveau fortge- 
führt. Das neue Konzept setzt auf 
Initiative der ostdeutschen CDU-Ab- 
geordneten die auf dem 8. Parteitag der 
CDU Deutschlands in Hannover im 
Herbst 1996 beschlossenen Vorschläge 
um. 
Es schafft Planungssicherheit für Investo- 
ren über einen Zeitraum von sieben Jahren 
hinweg und ist noch zielgenauer und 
transparenter ausgestaltet. Die Förderung 
wird auf das verarbeitende Gewerbe und 
die produktionsnahen Dienstleistungen als 
den Kernbereich für einen selbständigen 
wirtschaftlichen Aufschwung in den neuen 
Bundesländern konzentriert. 
Durch eine stärkere Förderung des verar- 
beitenden Gewerbes und der produktions- 
nahen Dienstleistungen ergibt sich eine 
nachhaltige Stärkung der produktiven 
Basis. 

Schwerpunkte: 

• Investitionsförderung 
Die Investitionszulagensätze werden 
deutlich erhöht. Die Eigenkapitalausstat- 
tung kommt gerade den noch ertrags- 
schwachen Unternehmen in Ostdeutsch- 
land besonders zugute. Die Unternehmen 
des verarbeitenden Gewerbes können in 
Zukunft für den Erwerb von neuen be- 
weglichen Anlagegütern eine Investitions- 
zulage von 10 Prozent statt bisher 5 Pro- 
zent erhalten. 

Zusätzlich werden produktionsnahe 
Dienstleistungen einbezogen. Dies war be- 
sonders wichtig: Denn selbständige 
Dienstleistungen wie Forschung, Entwick- 
lung und Werbung haben entscheidende 
Bedeutung für eine moderne Volkswirt- 
schaft. 
Kleine und mittlere Unternehmen des ver- 
arbeitenden Gewerbes und der produk- 
tionsnahen Dienstleistungen erhalten eine 
erhöhte Investitionszulage von 20 Prozent. 
Außerdem wird für diesen Kreis von Un- 
ternehmen der Neubau von eigengenutz- 
ten Betriebsgebäuden mit 10 Prozent ge- 
fördert. 
Zugleich fallen die weniger zielgenauen 
Sonderabschreibungen vollständig weg. 
Ostdeutsche Unternehmen konnten bisher 
Sonderabschreibungen häufig aufgrund 
geringer Abschreibungsmöglichkeiten nur 
eingeschränkt nutzen. Die Investitionszu- 
lagen fließen den Unternehmen dagegen 
direkt zu. 
Leasing als wichtiges liquiditätsschonen- 
des Finanzierungsinstrument soll künftig 
ebenfalls durch die erhöhte Investitionszu- 
lage gefördert werden. 

# Förderung des Wohnungsbaus 
Auch im Immobilienbereich werden die 
Weichen grundsätzlich neu gestellt. Hier 
liegt der Schwerpunkt künftig auf der Mo- 
dernisierung und Sanierung von Altbauten 
bei Mietwohnungen und eigengenutzten 
Wohnungen, die vor 1991 fertiggestellt 
wurden. Eine auf die Innenstädte begrenz- 
te Förderung des Wohnungsneubaus soll 
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die Sanierungsanstrengungen flankieren 
und zur Revitalisierung der Innenstädte 
beitragen. Für Mietwohnungsbauten in In- 
nenstädten gibt es künftig eine Investiti- 
onszulage von 10 Prozent; für Moderni- 
sierungs- und Sanierungsmaßnahmen ge- 
nerell 15 Prozent. Eine weitere Förderung 
bei Bürogebäuden und Abschreibungsmo- 
dellen im Mietwohnungsneubau wird es 
dagegen künftig nicht mehr geben. 

Das Förderkonzept ist bis Ende 2004 an- 
gelegt. Zugleich werden klare Signale ge- 
setzt, daß die wirtschaftliche Förderung ab 
2002 dort schrittweise an die wirtschaftli- 
che Entwicklung und die erreichten Fort- 
schritte weiter angepaßt und zurückge- 
führt wird, wo dies vertretbar ist. 

Der Aufschwung Ost wird 
spürbar an Kraft gewinnen 

Der Wirtschaft in den neuen Bundeslän- 
dern, die sich jetzt wieder deutlich günsti- 
ger entwickelt, geben wir damit zusätzli- 
chen Schwung. Die Produktion in den er- 
sten vier Monaten dieses Jahres ist ge- 
genüber dem Vorjahr um 8 Prozent ge- 
stiegen, die Auftragseingänge sogar um 12 
Prozent. Das Geschäftsklima hat sich 
deutlich aufgehellt, die Erwartungen und 
Produktionspläne der Unternehmen zeigen 
nach oben. Wir erbringen damit weitere 
Vorleistungen, die Wachstumskräfte zu 
stärken, Einkommen und Beschäftigung 
zu schaffen. Wichtig ist nun, daß alle für 
die wirtschaftliche Entwicklung Verant- 
wortlichen in Bund, Ländern und Gemein- 
den, in Wirtschaft und Gewerkschaften die 
neuen Chancen nutzen. 

Signal für Investitionen 
Zur Fortsetzung der wirtschaftlichen 
Förderung in den neuen Ländern im 
Deutschen Bundestag erklärte der 
stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und 
Sprecher der ostdeutschen CDU- 
Bundestagsabgeordenten Paul 
Krüger: 

Die Einigung auf das neue Konzept zur 
steuerlichen Wirtschaftsförderung ist ein 
Signal für Investitionen in Ostdeutschland. 
Investoren erhalten damit eine langfristi- 
ge, bis Ende des Jahres 2004 reichende Si- 
cherheit über den mit einem Rechtsan- 
spruch versehenen Kernbereich der Wirt- 
schaftsförderung für die neuen Länder. 
Durch die Umstellung auf Investitionszu- 
lagen wird zugleich die Förderung auf die 
selbst unmittelbar wirtschaftlich Aktiven 
konzentriert und für diese Zielgruppe er- 
heblich verbessert. Die Förderung ist 
außerdem nun nicht mehr von der Ein- 
kommens- und Gewinnsituation der Ge- 
förderten abhängig; sie wirkt unmittelbar 
eigenkapitalverstärkend. 

Einhellige Unterstützung 
Erfreulich ist, daß das von der Gruppe der 
ostdeutschen CDU-Bundestagsabgeordne- 
ten entwickelte Konzept nicht nur in den 
Reihen der Koalitionsfraktionen eine ein- 
hellige Unterstützung erfahren hat, son- 
dern in dieser für die weitere wirtschaftli- 
che Entwicklung in den neuen Ländern 
grundlegenden Frage eine übergreifende 
Verständigung auch mit Vertretern der Op- 
position möglich war. Hervorzuheben ist 
auch die konstruktive Mitwirkung der ost- 
deutschen Landesregierungen. 
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Entlastung des Unternehmenssektors 
durch die Steuerreform auch bei 

Änderung der Verlustabzugsmöglichkeiten 

Die Steuersätze bei der Einkommen- 
besteuerung in Deutschland sind zu 
hoch. Im Vergleich zu anderen Indus- 
triestaaten nimmt Deutschland bei den 
psychologisch wichtigen Spitzensteuer- 
sätzen keinen guten Platz ein. 
Alle Experten bestätigen, daß der gewähl- 
te Ansatz, die Steuersätze drastisch zu sen- 
ken und steuerliche Sonderregelungen ab- 
zuschaffen, der richtige ist, um den Stand- 
ort Deutschland wieder international wett- 
bewerbsfähig zu machen. Nur so werden 
die Investitions- und Beschäftigungs- 
bedingungen durchgreifend verbessert, ei- 
ne höhere Wachstumsdynamik der Wirt- 
schaft ermöglicht, werden neue wettbe- 
werbsfähige Arbeitsplätze geschaffen. 
Im Rahmen der nunmehr vom Deutschen 
Bundestag verabschiedeten Steuerreform- 
gesetze 1998 und 1999 wird die steuerpo- 
litische Leitlinie „Niedrigere Steuersätze, 
dafür weniger Ausnahmen" konsequent 
umgesetzt. Wir bekommen die niedrigsten 
Steuersätze der letzten 40 Jahre, gleichzei- 
tig werden steuerliche Sonderregelungen 
abgebaut. Die Reform geht einher mit ei- 
ner deutlichen Nettoentlastung für Bürger 
und Unternehmen. Leistungs- und Investi- 
tionsbereitschaft wird sich wieder stärker 
lohnen und Deutschland das zum Abbau 
der Arbeitslosigkeit notwendige Wachs- 
tum bringen. Im Unternehmenssektor wird 
die Entlastungswirkung der Steuerreform 
durch die Nichterhebung der betrieblichen 
Vermögensteuer seit dem 1. Januar 1997 
noch erheblich verstärkt. 
Die mit der geplanten Steuerreform eben- 
falls beschlossene Einschränkung des Ver- 
lustvortrags hat in der Öffentlichkeit für 

viel Wirbel und Verwirrung gesorgt. Die 
von Vertretern der Wirtschaft geäußerte 
Kritik, daß dies erhebliche Mehrbelastun- 
gen im Unternehmenssektor nach sich 
zöge und die Besteuerung nach der 
Leistungsfähigkeit grob verletze, hat in 
der Folge viele Unternehmen aber auch 

Von Hans-Peter Repnik, Stell- 
vertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Bürger verunsichert. Diese Ver- 
unsicherung rührt vor allem daher, daß 
zum Teil gar nicht bekannt ist, wie Ver- 
lustrücktrag und Verlustvortrag zur Zeit 
geregelt sind und wie diese Regelung im 
Steuerreformgesetz nun geändert werden 
sollen. In vielen Fällen war die Kritik zu 
pauschal und wenig differenziert. Gerade- 
zu wohltuend war deshalb die Äußerung 
des Präsidenten des Bundesverbandes des 
Groß- und Einzelhandels Michael Fuchs, 
der die Steuerreformpläne verteidigt hat 
und erklärte, daß die aufgrund der Steuer- 
satzsenkung entstehenden Entlastungen 
die neuen Belastungen bei weitem über- 
wiegen würden. 

Geltendes Recht 
Nach geltendem Recht können bei der 
Einkommensteuer (§ 10 d EStG) Verluste, 
die mit anderen Einkünften im Veranla- 
gungszeitraum nicht verrechnet werden 
können, auf zwei vorangegangene Veran- 
lagungszeiträume zurückgetragen werden. 
Dieser Verlustrücktrag ist begrenzt auf 
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insgesamt höchstens 10 Mio. DM. Im Er- 
gebnis führt die Inanspruchnahme des 
Verlustrücktrags dazu, daß bereits erlasse- 
ne Steuerbescheide geändert und dem 
Steuerpflichtigen zuviel gezahlte Steuern 
zurückerstattet werden. 
Können die entstandenen Verluste durch 
den Verlustrücktrag nicht ausgeglichen 
werden, so besteht die Möglichkeit, die 
verbleibenden Reste zeitlich unbefristet 
und im Volumen unbegrenzt auf zukünfti- 
ge Veranlagungszeiträume vorzutragen 
(Verlustvortrag). 
Für Verluste bei Körperschaftsteuerpflich- 
tigen gelten die gleichen Regelungen. 

Problem der derzeitigen 
Regelung 
Nach der vom Statistischen Bundesamt er- 
stellten und zur Zeit vorliegenden Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuerstatistik 
1992 beträgt der Bestand an vortragsfähi- 
gen Verlusten 250 Mrd. DM bei der Kör- 
perschaftsteuer und 20 Mrd. DM bei der 
Einkommensteuer. Diese Größenordnun- 
gen verdeutlichen, daß die mittlerweile 
enormen Volumina der Verlustvorträge, 
insbesondere bei der Körperschaftsteuer, 
ein erhebliches Gefährdungspotential für 
künftige Steuereinnahmen sind. Auch die 
im Rahmen der mittelfristigen Steuer- 
schätzung vom Mai 1997 deutlich nach 
unten korrigierten Steuereinnahmen könn- 
ten zum Teil auf eine bei der letzten Steu- 
erschätzung nicht absehbare Inan- 
spruchnahme von Verlustvorträgen 
zurückgeführt werden. 

Ein weiteres kommt hinzu: Es gibt große 
Unternehmen, die trotz guter Ertragslage 
in den nächsten Jahren keine Steuern zah- 
len müssen, da sie ihre Gewinne vollstän- 
dig mit in der Vergangenheit aufgelaufenen 
Verlusten verrechnen können. Erhebliche 
Verlustvorträge sind außerdem im Zusam- 
menhang mit Umwandlungs- und Über- 
nahmevorgängen zustandegekommen, stel- 

len also bei den betreffenden Unternehmen 
keine eigenen „operativen" Verluste, son- 
dern lediglich „gekaufte" Verluste dar. 

Geplante Neuregelung 
In dem vom Deutschen Bundestag am 
26. Juni beschlossenen Steuerreformge- 
setz 1998 sind deshalb zwei Maßnahmen 
enthalten, die das Steuerausfallrisiko in 
der Zukunft begrenzen sollen. Zum einen 
wird der Verlustrücktrag auf ein Jahr be- 
schränkt. Die Höhe des möglichen Rück- 
trags wird nicht geändert. Unternehmen 
können also weiterhin Verluste bis zu ei- 
ner Höhe von 10 Mio. DM auf den voran- 
gegangenen Veranlagungszeitraum 
zurücktragen. Damit bleibt den Unterneh- 
men, die in die Verlustzone geraten sind, 
über den Verlustrücktrag eine Liqui- 
ditätshilfe erhalten. Sie hat - sofern das je- 
weilige Unternehmen im vorangegange- 
nen Veranlagungszeitraum entsprechende 
Gewinne gemacht hat - sogar die gleiche 
Höhe wie beim zweijährigen Rücktrag 
nach geltendem Recht. 
Der Erhalt der Rücktragsmöglichkeit ist 
insbesondere für Existenzgründer wichtig. 
Sie können ihre Anfangsverluste auf das 
Vorjahr zurücktragen, in dem sie zum Bei- 
spiel noch Lohnsteuer bezahlt haben und 
erhalten so eine wertvolle Liquiditätshilfe. 
Für den Fall, daß durch die Beschränkung 
des Verlustrücktrags auf ein Jahr nur ein 
geringerer Teil der Verluste berücksichtigt 
werden kann, können die nicht ausgegli- 
chenen Verluste - wie bisher auch - im 
Rahmen der Veranlagung der folgenden 
Jahre in Anspruch genommen werden. 

Als zweite Maßnahme ist die zeitliche 
Streckung des Verlustvortrags vorgesehen. 
Zukünftig sollen Verlustvorträge bis zu 
jährlich 2 Mio. DM weiterhin uneinge- 
schränkt, darüber hinausgehende Verlust- 
vorträge dagegen nur noch bis zur Hälfte 
des Gesamtbetrags der Einkünfte des je- 
weiligen Veranlagungsjahres zum 
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steuermindernden Abzug zugelassen wer- 
den. Damit bleibt den Unternehmen die 
grundsätzliche Verrechnungsmöglichkeit 
von Verlusten mit zukünftig entstehenden 
Gewinnen erhalten. Es kommt lediglich zu 
einer zeitlichen Streckung der - nach wie 
vor zeitlich nicht begrenzten - Inanspruch- 
nahme von Verlustvorträgen. Der nach wie 
vor uneingeschränkt mögliche Verlustvor- 
trag von 2 Mio. DM garantiert darüber hin- 
aus, daß mittelständische Unternehmen 
von der Neuregelung kaum betroffen sind. 
Die geplante Einschränkung beim Ver- 

lustvortrag soll erstmals für im Jahr 1997 
entstandene Verluste gelten. Der am 
Schluß des Jahres 1996 festgestellte Ver- 
lustabzug kann demnach im Jahr 1997 bis 
zur vollen Höhe des Gesamtbetrags der 
Einkünfte abgezogen werden. Erst beim 
Verlustvortrag in das Jahr 1998 greift die 
beabsichtigte Einschränkung. 

Fazit 

Die Begrenzung des Verlustrücktrags auf 
ein Jahr ist angesichts der Tatsache, daß 
viele Industrieländer einen Verlustrücktrag 
überhaupt nicht kennen, äußerst maßvoll. 
In Belgien, Dänemark, Österreich oder der 
Schweiz beispielsweise ist der Verlust- 
rücktrag überhaupt nicht möglich, in Ja- 
pan ist er auf ein Jahr beschränkt. Darüber 
hinaus bedeutet diese Beschränkung auch 
eine Vereinfachung des Steuerrechts, ins- 
besondere bei der Körperschaftsteuer. Die 
Möglichkeit, Verluste über zwei Jahre 

rückzutragen, war mit erheblichem Auf- 
wand für Steuerpflichtige und Steuerver- 
waltung verbunden, da die Berechnung 
der Steuerschuld in zwei vorangegange- 
nen Veranlagungszeiträumen neu erfolgen 
und bei Körperschaften das Eigenkapital 
neu gegliedert werden mußte. 

Zeitliche Streckung, 
aber keine Mehrbelastung 

Auch das Instrument des Verlustvortrags 
bleibt erhalten. Es wird einerseits seine 
Funktion behalten, die Härten des Peri- 
odenprinzips bei der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer abzumildern. 
Andererseits schont der Verlustvortrag 
auch weiterhin die Liquidität vor allem 
kleiner und mittlerer Unternehmen nach 
Verlustjahren, da er zeitlich nicht einge- 
schränkt wurde. Auch in anderen Indu- 
strieländern gibt es Einschränkungen: So 
ist der Verlustvortrag zum Beispiel in 
Belgien der Höhe nach, in Dänemark, 
Frankreich, Italien oder Japan zeitlich 
begrenzt auf 5 Jahre. 
Damit kann abschließend festgehalten 
werden: Grundsätzlich wirken sich die be- 
schlossenen Eingrenzungen beim Verlu- 
stabzug nur als eine zeitliche Streckung 
und keineswegs als eine dauerhafte Mehr- 
belastung der Wirtschaft aus. Insoweit ist 
die von seiten der Wirtschaft vorgebrachte 
Kritik überzogen. Der Unternehmens- 
sektor wird im Rahmen der Steuerreform- 
gesetze 1998 und 1999 entlastet. 

Hohes Präsidentenlob für Elmar Brok 
Der niederländische Rats- und Ministerpräsident Kok, Kommissionspräsident Santer 
sowie die Vorsitzenden der meisten Fraktionen lobten in Reden vor dem Europäischen 
Parlament (EP) den CDU-Europaabgeordneten Elmar Brok für seine Verhandlungs- 
führung als Vertreter des EP in der Regierungskonferenz. Er habe es erreicht, daß das 
EP zum gleichberechtigten Gesetzgeber werde und der Kommissionspräsident in Zu- 
kunft vom EP gewählt werde. Auch habe er an manchen anderen Fortschritten des Ver- 
trages von Amsterdam wesentlich mitgewirkt. (Siehe auch Seite 15) 
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Elmar Brok in der EP-Debatte: 

Amsterdamer Vertrag bringt 
entscheidende Fortschritte 

„Das Bessere ist der Feind des Guten" - 
unter diesem Motto faßte der Vertreter 
des Europäischen Parlaments bei der Re- 
gierungskonferenz, Elmar Brok 
(EVP/CDU), das Ergebnis des Amsterda- 
mer Gipfels in der ersten Plenardebatte 
des Europäischen Parlaments zur Beur- 
teilung des Amsterdamer Vertrages zu- 
sammen. 
Zwar sei der Vertrag gemessen an der Er- 
wartung einer zukünftigen Verfassung der 
Union kein grandioser Fortschritt, dennoch 
müsse einmal klar gesagt werden, daß die 
Integration und demokratische Entwicklung 
zwischen 1985 und 1997 dramatisch voran- 
geschritten sei und in dieser Zeit mehr er- 
reicht wurde als zwischen 1958 und 1985. 
Den Amsterdamer Vertrag bezeichnete Brok 
als einen Vertrag der sozialen Balance. 
Während die Einheitliche Europäische Akte 
den Binnenmarkt und der Maastrichter Ver- 
trag die Währungsunion begründet habe, sei 
jetzt mit der Einbeziehung der Sozialcharta, 
des Sozialprotokolls und eines Beschäfti- 
gungskapitels, sowie neuen Bürgerrechten 
eine Balancierung des Vertrages erreicht 
worden. 
Durch die Fortentwicklung der Parlaments- 
rechte sei das Europäische Parlament jetzt 
ein entscheidender Faktor der europäischen 
Politik und ein vollgültiges Parlament ge- 
worden. Keine wichtige Entscheidung kön- 
ne mehr ohne Zustimmung oder Mitent- 
scheidung des EP getroffen werden: dies 
gelte für die Einsetzung des Kommissions- 
präsidenten und der Kommission, für die 
Erweiterung der Union und den Abschluß 
von Assoziierungs- und internationalen Ver- 
trägen, für die Aufstellung des EU-Haushal- 

tes und den größten Teil der EU-Gesetzge- 
bung. „Diese Ergebnisse dürfen wir nicht 
herunterreden, sondern müssen wir mit 
Selbstbewußtsein jetzt zugunsten der De- 
mokratie und der Bürger in der Union nut- 
zen und umsetzen", erklärte Brok vor dem 
Plenum. 

Besser: einstimmig 

Ein weiterer entscheidender Fortschritt bei 
der Regierungskonferenz sei mit der Über- 
führung von Teilen der Justiz- und Innenpo- 
litik in den Gemeinschaftsbereich erreicht 
worden. „Es ist besser, im Gemeinschafts- 
bereich einstimmig zu entscheiden als in der 
dritten Säule (bloße Regierungszusammen- 
arbeit) mit qualifizierter Mehrheit. Denn da- 
mit ist jetzt in diesem Bereich der klassische 
Integrationsansatz Monnets eingeführt wor- 
den. Dies ist der richtige Weg, um volle 
Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft in 
den Fragen der Asylpolitik, der Immigration 
und der Behandlung von Drittstaatsan- 
gehörigen auf Dauer zu erreichen." Brok 
schlug vor, die Abstimmung im Rat über die 
Einführung von Mehrheitsentscheidungen 
in der Innen- und Justizpolitik schon vor 
Ablauf der vorgesehenen fünf Jahre und vor 
der ersten Erweiterungsrunde durchzu- 
führen. 

„Auf diese Weise erreichen wir entschei- 
dend mehr Handlungsfähigkeit, die wir für 
die Erweiterung brauchen, ohne den Auf- 
wand einer neuen Regierungskonferenz. 
Auf diese Weise könnte ein noch bestehen- 
der erheblicher Mangel, nämlich ein Zuwe- 
nig an Mehrheitsentscheidungen ausgegli- 
chen werden." ■ 
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Gewalttätige Ausländer 
auch ohne Strafurteil ausweisen 

Der Deutsche Bundestag hatte am 
14. November 1996 in 3. Lesung das 
Gesetz zur Änderung straf-, ausländer- 
und asylverfahrensrechtlicher Vor- 
schriften in der Fassung der Beschluß- 
empfehlung des Innenausschusses mit 
den Stimmen von CDU/CSU und FDP 
angenommen. 
Der Bundesrat hat dem Gesetz jedoch 
nicht zugestimmt. In 6 Sitzungen der Ar- 
beitsgruppe Ausländerrecht des Vermitt- 
lungsausschusses unter Leitung von Erwin 
Marschewski und Staatsminister Bökel 
(SPD) konnte ein weiterhin ausgewogener 
und praxisgerechter Kompromiß zu den 
anstehenden Problemen gefunden werden. 
Durch das erzielte Ergebnis werden die 
Möglichkeiten zur Ausweisung und Ab- 
schiebung Krimineller verbessert; außer- 
dem wird die Rechtstellung der sich legal 
in Deutschland aufhaltenden Ausländer 
stärker abgesichert. 

1. Die Ausweisungs- und Abschie- 
bungstatbestände in bezug auf ge- 
waltbereite Ausländer sind den 
Problemen der Praxis angepaßt 
worden. Im einzelnen: 

• Es erfolgt eine zwingende Ausweisung 
bei Tätern, die wegen schweren Landfrie- 
densbruchs verurteilt werden oder wegen 
einfachen Landfriedensbruchs im Rahmen 
einer verbotenen öffentlichen Versamm- 
lung oder eines verbotenen Aufzugs, ohne 
daß es auf die Dauer der verhängten Frei- 
heitsstrafe ankommt (entsprechende Neu- 
fassung des § 47 Abs. 1 Nr. 2). 
# Es wird eine Regelausweisung bei einfa- 
chem Landfriedensbruch im Rahmen einer 
verbotenen oder aufgelösten öffentlichen 
Versammlung oder eines verbotenen oder 

aufgelösten Aufzuges durchgeführt, ohne 
daß es auf eine Verurteilung ankommt. 
# Klarstellung in Fällen des besonderen 
Ausweisungsschutzes (§ 48 AuslG), 
wonach hierdurch geschützte Ausländer 
bei schwerwiegenden Straftaten regel- 
mäßig den Ausweisungsschutz verlieren 
und mit einer Ausweisung zu rechnen 
haben. 
# Konkretisierung der Vorschrift über den 
Schutz vor Abschiebung dahingehend, daß 
bei einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren auch 
anerkannte Asylberechtigte regelmäßig 
abgeschoben werden können (§ 51 Abs. 3 
AuslG). 

2. Die Gesetzesfassung des § 19 
AuslG zum eigenständigen Auf- 
enthaltsrecht des ausländischen 
Ehegatten ist dahingehend geän- 
dert worden, daß auf Einführung 
einer EinJahresfrist für außerge- 
wöhnliche Härtefälle verzichtet 
worden ist. 

Darüber hinaus wird eine Legaldefinition 
der außergewöhnlichen Härte aufgenom- 
men und außerdem wird geregelt, daß die 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis 
auch in diesen Fällen versagt werden kann, 
wenn ein Ehegatte auf Inanspruchnahme 
von Sozialhilfe angewiesen ist. 

3. Weiterhin wurde vereinbart: 
# Einführung eines § 41 a AuslG, mit 
dem auch Kriegs- und Bürgerkriegsflücht- 
linge in erkennungsdienstliche Maßnah- 
men einbezogen werden. 
# Verlängerung der Abschiebungshaft auf 
2 Wochen für den Fall, daß die Ausreise- 
frist abgelaufen ist und feststeht, daß die 
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Union plant Service-Agenturen für 
Beschäftigung in Kommunen 

Mit der Einrichtung von öffent- 
lichen Service-Agenturen für 
Beschäftigung in den Kommunen 
will die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion die Arbeitslosigkeit 
bekämpfen. 
Ziel sei es, jedem arbeitsfähigen Emp- 
fänger von Arbeitslosen- oder Sozialhil- 
fe innerhalb einer Woche eine Stelle 
anzubieten, sagte der CDU-Bundestags- 
abgeordnete Hermann Kues der „Neuen 
Osnabrücker Zeitung". Da nur 30 Pro- 
zent aller freien Stellen beim Arbeitsamt 
gemeldet werden, müßten die restlichen 
70 Prozent „entdeckt" werden. 

Neue Felder erschließen 
Von den 750 000 Beziehern von 
Arbeitslosenhilfe seien rund 450000 
unverheiratet, ein überdurchschnitt- 
licher Teil habe keine Kinder und sei 

im Alter zwischen 25 und 34 Jahren. 
Für sie müßten neue Felder der 
Arbeitsmöglichkeit erschlossen 
werden. 
Nach den Planungen soll die Einrich- 
tung der Service-Agenturen in Mo- 
dellregionen möglichst schon zu Be- 
ginn 1998 beginnen. Kues äußerte sich 
zuversichtlich, daß dafür vom Arbeits- 
ministerium die Mittel bereitgestellt 
werden. 

Unkonventionelle Wege 
Von einer Dezentralisierung der Ar- 
beitsmarktpolitik verspreche er sich 
wegen der Ortskenntnis der Kommu- 
nen erhebliche zusätzliche Erfolge 
außerhalb der Tätigkeit der Arbeitsäm- 
ter. Diese seien vielfach personell 
nicht in der Lage, neue unkonventio- 
nelle Wege zu beschreiten, sagte Kues. 

Abschiebung durchgeführt werden kann 
(§ 57 Abs. 2 Satz 2 AuslG). 
• Einführung der Versuchsstrafbarkeit bei 
bestimmten ausländerrechtlichen Tatbe- 
ständen für Fälle der sog. „illegalen" Ein- 
reise im Sinne von § 92 Abs. 1 Nr. 6 und 
Abs. 2 Nr. 1 a AuslG. 

• Verbesserung der Schleuserstraftatbe- 
stände, indem auch „mehrere" Personen 
(statt bisher „mehr als 5") nunmehr unter 
den Tatbestand fallen. 

• Gestattung einer Aufenthaltserlaubnis, 
wenn der Lebensunterhalt der Familie aus 
einer Erwerbstätigkeit des rechtmäßig 
oder geduldet sich im Bundesgebiet auf- 
haltenden Familienangehörigen gesichert 
werden kann (§ 17 AuslG) oder 

• Anrechnung von Zeiten einer Duldung 

bei bestehenden Abschiebehindernissen 
nach § 53 AuslG bei erteilter Aufenthalts- 
befugnis und einem angestrebten Dauer- 
aufenthalt aus humanitären Gründen (§ 35 
AuslG). 

Mit den nunmehr vereinbarten Änderungen 
des Ausländergesetzes ist eine angemesse- 
ne Fortentwicklung dieses Rechtsgebietes 
erreicht, die dazu beiträgt, 

• die Integration der sich rechtmäßig in 
Deutschland aufhaltenden ausländischen 
Bevölkerung zu verbessern, 

• den Zuzug nach Deutschland nicht zu 
vergrößern und 

• die in- und ausländische Bevölkerung 
in Deutschland vor kriminellen Auslän- 
dern besser zu schützen. 
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SPD will nur neue Geldquellen anzapfen 
Senkung des Nettorentenniveaus 

Stellungnahme der SPD 

Ablehnung einer Absenkung des 
Rentenniveaus um „ 6 Prozentpunkte ", 
da durch diese „ Kürzung des Renten- 
niveaus " eine große Zahl von Rentnern 
unter die Sozialhilfeschwelle gebracht 
werde. 

Bewertung 

Nach den zum Gesetzentwurf gesetzten 
Annahmen sinkt das Rentenniveau nicht - 
wie von der SPD dargestellt - um 6 Pro- 
zentpunkte, sondern nur um 5 Prozent- 
punkte, da ohne Einführung des Demogra- 
phiefaktors für das Jahr 2030 nicht ein 
Nettorentenniveau von 70 Prozent, son- 
dern ein Nettorentenniveau von 69 Pro- 
zent angenommen wird. 
Die Einführung des Faktors für die Verände- 
rung der durchschnittlichen Lebenserwar- 
tung der 65jährigen in die Rentenanpas- 
sungsformel führt nicht - wie von der SPD 
suggeriert - zu einer Kürzung laufender 
Renten, sondern lediglich zu einem flache- 
ren Anstieg der Renten. Eine Rente von 
2.000 DM im Jahr 1999 wird danach bei ei- 
nerjährlichen Lohnentwicklung von 3 Pro- 
zent bis zum Jahre 2030 - statt wie bei Bei- 
behaltung des geltenden Rechts auf 4.544 
DM - auf 4.310 DM ansteigen. Dies ist ein 
Unterschied von rd. 5,2 Prozent. 
Ob und ggf. wie sich die Absenkung des 
Rentenniveaus auf die Sozialhilfebedürftig- 
keit der Rentnerinnen und Rentner auswir- 
ken wird, ist davon abhängig, wie sich der 
Mindestbedarf und die Renten entwickeln. 
Steigen die Renten trotz des demographi- 
schen Faktors stärker als der Mindestbe- 
darf, wird die Zahl von Rentnern mit So- 
zialhilfe sinken, im umgekehrten Fall ge- 
ringfügig steigen. Aus der vorgesehenen 

Anhebung der Altersgrenzen sowie aus 
dem mit der angestrebten Verkürzung der 
Ausbildungszeit verbundenen früheren Ein- 
tritt ins Erwerbsleben wird sich langfristig 
eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit er- 
geben. Das führt zu individuell höheren 
Rentenanwartschaften. Bei einer Senkung 
des Nettorentenniveaus um 5 Prozentpunk- 
te ist nur eine um 1,5 Jahre verlängerte 
Beitragszeit auf der Basis des Durch- 
schnittsverdienstes erforderlich (statt 27 
Jahre 28,5 Jahre), um eine Renten 
oberhalb des Sozialhilfeniveaus zu erzielen. 

Aus dem Faktum, daß Personen mit nur 
kurzen Versicherungszeiten eine entspre- 

Bewertung der Stellungnahme 
der SPD zum Regierungs- 
entwurf eines Rentenreform- 
gesetzes 1999 

chend niedrige Rente beziehen, kann nicht 
geschlossen werden, daß dieser Personen- 
kreis durch die Absenkung des Nettoren- 
tenniveaus in großer Zahl verstärkt zu So- 
zialhilfeempfängern wird. Für zahlreiche 
„Kleinrentner" macht die Rente nur einen 
geringen Anteil der Gesamteinkünfte im 
Alter aus. Die Untersuchung „Alterssiche- 
rung in Deutschland" aus dem Jahr 1995 
hat ergeben, daß 
• Männer mit einer eigenen Rente unter 
500 DM im Westen durchschnittlich ein 
Nettohaushaltseinkommen von 3.230 DM 
hatten; im Osten gibt es praktisch keine 
Männer mit einer eigenen Rente unter 
500 DM; 
# Frauen mit einer eigenen Rente unter 
500 DM im Westen ein durchschnittliches 
Nettohaushaltseinkommen von 2.510 DM 
und im Osten von 1.780 DM hatten. 
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Die SPD vermittelt also in durchschauba- 
rer demagogischer Absicht ein völlig 
falsches Bild, wenn sie suggeriert, daß 
durch den Demographiefaktor eine große 
Zahl von Rentnern (nach SPD-Behauptung 
z. B. 80 v.H. der Frauen) an oder unter die 
Sozialhilfeschwelle gebracht würde. 

Neuordnung der Renten 
wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit 

Stellungnahme der SPD 

Ablehnung der Neuordnung, da dies de 
facto die Abschaffung der Erwerbsun- 
fähigkeitsrente bedeutet. 

Bewertung 

Die Abschaffung der Berufsunfähigkeits- 
rente als Privilegrente für Versicherte mit 
besonderer Ausbildung wurde von der 
SPD bislang als sachlich gerechtfertigt an- 
gesehen. 
Es geht nicht - wie von der SPD darge- 
stellt - um die Abschaffung der Erwerbs- 
unfähigkeitsrente, sondern um die sach- 
gerechte Zuordnung der Risiken „Erwerb- 
sunfähigkeit aus medizinischen Gründen 
und Arbeitslosigkeit". Von der SPD wurde 
die Notwendigkeit einer sachgerechten 
Zuweisung dieser Risiken bislang nicht in 
Frage gestellt. 

Zusätzlicher Bundeszuschuß 

Stellungnahme der SPD 

Ablehnung des zusätzlichen Bundeszu- 
schusses in Höhe eines Beitragssatz- 
punktes, statt dessen Übernahme der 
Aufwendungen für FRG-Leistungen, Auf- 
füllbeträge und Aufwendungen aufgrund 
des SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes 
in Höhe von derzeit rd. 14 Mrd. DM 
durch den Bund. 

Bewertung 

Die SPD gelangt - bezogen auf das Jahr 
1999 - zu einer annähernd gleich hohen 
Umfinanzierung wie Bundesregierung und 
Koalition. Wegen der in Zukunft starken 
Abnahme der Aufwendungen für diese Lei- 
stungen - Einschränkungen bei den Lei- 
stungen nach dem Fremdrentengesetz 
(FRG) durch das Wachstums- und Beschäf- 
tigungsförderungsgesetz (WFG), Anrech- 
nung der Rentenerhöhungen auf die Auf- 
füllbeträge - führt der Vorschlag der SPD 
zu einer schnellen und beträchtlichen Rück- 
führung des Umfinanzierungsvolumens. 

Kindererziehungszeiten 

Stellungnahme der SPD 
Ablehnung wegen ungeklärter 
Finanzierung. 

Bewertung 

Mit den beschlossenen Maßnahmen - ins- 
besondere mit der ab dem 1. Juli 1998 
vorgesehenen „additiven" Anrechnung von 
Kindererziehungszeiten - wird Entschei- 
dungen des Bundesverfassungsgerichts so- 
wie den gleichlautenden Entschließungen 
des Bundestages und Bundesrates aus dem 
Jahre 1991 entsprochen. 
Die Kindererziehung muß stärker als bis- 
her in der Rentenversicherung berücksich- 
tigt werden. Das erfordert die große Be- 
deutung, die Kindererziehung für den 
Fortbestand des Generationenvertrages 
und für die Aufrechterhaltung der Genera- 
tionensolidarität hat. 

Im Rahmen der 2. Stufe der Reform (Hin- 
terbliebenenrentenreform) soll über weite- 
re Maßnahmen zur Stärkung der zentralen 
Rolle der Familie für den Generationen- 
vertrag entschieden werden. In diesem Zu- 
sammenhang kann eine sach- und system- 
gerechte Einordnung der Leistungen für 
Kindererziehung in die Rentenversiche- 
rung erfolgen. 
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Summierung der Wirkungen 
„Sparpaket 1996" 
und Rentenreform 1999 

Stellungnahme der SPD 

Ein Betroffener mit einer Anwartschaft 
aus 45 Versicherungsjahren, in denen je- 
weils der Durchschnittsverdienst 
versichert wurde, wird bei voller Wirkung 
beider Gesetze bei 52 Prozent bzw. bei 
knapp über 50 Prozent seines durch- 
schnittlichen Nettoeinkommens liegen. 

Bewertung 

Die Anhebung der Altersgrenze für die 
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit sowie 
für langjährig Versicherte war mit Beginn 
ab dem Jahr 2001 im politischen Konsens 
mit der SPD beschlossen worden. Soweit 
sich also bei vorzeitiger Inanspruchnahme 
von Altersrenten im Jahre 2030 Abschläge 
ergeben, unterscheiden sie sich nicht von 
denen, die mit der Rentenreform 1992 
beschlossen worden sind. 
Wegen der vom Jahr 2012 an nur noch 
möglichen Inanspruchnahme der Alters- 
renten vom vollendeten 62. Lebensjahr an 
- wie dies auch im Rentenreformgesetz 
1992 vorgesehen war - ergibt sich bei ei- 
ner Regelaltersgrenze von 65 Jahren im 
Jahre 2030 ein maximaler Abschlag von 
10,8 Prozent und nicht, wie von der SPD 
dargestellt, von 18 Prozent. 
Die Abschläge wegen vorzeitiger Inan- 
spruchnahme der Altersrente können 
durch Inanspruchnahme der Rente erst ab 
Erreichen der jeweils maßgebenden Al- 
tersgrenze vermieden werden. 
Für Versicherte der rentennahen Jahrgänge 
ergibt sich wegen der schrittweisen Anhe- 
bung der Altersgrenzen ohnehin in aller 
Regel ein niedrigerer Abschlag. Darüber 
hinaus wird sich für diesen Personenkreis 
die maximale Absenkung des Nettorenten- 
niveaus nicht auswirken. 

Umstellung der 
„Höherbewertung" der 
ersten Berufsjahre 

Stellungnahme der SPD 

Die mit dem WFG eingeführte Ände- 
rung der Bewertung der ersten Berufs- 
jahre ist Beleg dafür, daß die Aussage 
von Minister Blüm, keine Rente werde 
gekürzt, nicht stimmt. 

Bewertung 

Die Aussage des Ministers „Keine Rente 
wird gekürzt" bleibt richtig. Die Maßnah- 
men des WFG, auch die Neubewertung 
der ersten Berufsjahre, gelten nur für den 
Rentenzugang. 
Im übrigen unterscheiden sich die Aus- 
wirkungen dieser Maßnahme im Prinzip 
nicht von entsprechenden Maßnahmen 
im Rahmen des Rentenreformgesetzes 
1992 (Neubewertung der ersten 
Berufsjahre mit Auswirkungen insbeson- 
dere für Männer, Einführung der 
Gesamtleistungsbewertung), die eben- 
falls bei den Rentenzugängen ab dem 
Jahre 1992 zu niedrigeren Renten führen 
könnten als bei einem Rentenzugang 
noch im Jahre 1991. Es ist nicht bekannt, 
daß die SPD diese Auswirkungen des 
Rentenreformgesetzes 1992, das sie 
selbst mitbeschlossen hat, jemals als 
„Rentenkürzung" bezeichnet hat. 

Personalie 
Die Schüler Union Nordrhein-Westfalen 
hat auf ihrem „Landesschülerforum" in 
Aachen den 17jährigen Wattenscheider 
Philipp Mißfelder zum neuen Vorsit- 
zenden gewählt. Er tritt die Nachfolge 
von Aljoscha Kertesz (Schwelm) an, 
der aus beruflichen Gründen nicht 
mehr kandidiert hat. 
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Schröder leistet ökologischen Offenbarungseid 

Umweltpolitischer Richtungskampf 
bei den Sozialdemokraten 

In der SPD ist ein offener umweltpoliti- 
scher Richtungskampf ausgebrochen. 
Während Sozialdemokraten alter Schule 
wie der umweltpolitische Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion, Michael Mül- 
ler, nicht zuletzt im Umfeld des fünf- 
jährigen Jubiläums der Umweltkonfe- 
renz von Rio angebliche Versäumnisse 
der Umweltpolitik der CDU anprangern 
und den „ökologischen Umbau" auf 
allen Ebenen einfordern, gibt es zugleich 
ganz andere Stimmen aus der SPD. 
Der nordrhein-westfälische Wirtschaftsmi- 
nister Clement und der Hamburger Um- 
weltsenator Vahrenholt erklären in ihrem 
gemeinsamen Papier „Umweltschutz und 
Innovation": „Durch die zu Unrecht ge- 
schmähte end-off-pipe-Technologie, aber 
zunehmend auch durch produktionsinte- 
grierten Umweltschutz sind drastische Um- 
weltentlastungen in den letzten zwanzig 
Jahren erreicht worden. Die Probleme der 
Luftbelastung sind so gut wie gelöst. . . 
Auch die Abwasserproblematik ist hierzu- 
lande gelöst, das gilt sowohl für die kom- 
munalen Kläranlagen als auch für industri- 
elle Direkteinleitungen . . . Für die klassi- 
sche Umweltpolitik ist ein undifferenziertes 
,Programm Arbeit und Umwelt' nicht mehr 
erforderlich." Ein besseres Zeugnis könnte 
der Umweltpolitik der CDU-geführten 
Bundesregierung nicht ausgestellt werden. 
Diese Feststellungen sind möglich, weil ge- 
rade in unserer Verantwortung seit 1983 
dafür die Weichen gestellt wurden. 
Beinahe zeitgleich mit seinen Kollegen 
Clement und Vahrenholt untermauerte der 
niedersächsische Ministerpräsident Gerhard 
Schröder in „Die Woche" (20. Juni 1997) 

auf eindrucksvolle Weise die programmati- 
sche Zerrissenheit der SPD in der Umwelt- 
politik. Wenn Schröder behauptet: „... daß 
die bürokratische Verformung des Umwelt- 
schutzes die Grenzen vernünftiger Kosten- 
Nutzen-Relationen überschritten hat", hat 
er sich aus jeglicher verantwortungsvollen 
umweltpolitischen Diskussionen verab- 
schiedet. Er betreibt damit Populismus in 
Reinkultur und leistet hiermit einen ökolo- 

Von Kurt-Dieter Grill, 
Vorsitzender des Bundesfach- 

ausschusses Umweltpolitik 

gischen Offenbarungseid. Schröder vertritt 
damit zugleich eine Position, die der rück- 
wärtsgewandten Politik der SPD-Bundesre- 
gierung Anfang der 80er Jahre entspricht. 
Sie sah einen Gegensatz von Umweltschutz 
und Arbeitsmarktpolitik und blockierte 
seinerzeit wichtige Vorhaben wie die Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung und die Ein- 
führung des KAT bei Autos. 
Durch die Äußerungen von Ministerpräsi- 
dent Schröder wird der niedersächsischen 
Umweltministerin Monika Griefahn jegli- 
che Grundlage für ihre weitere Arbeit ent- 
zogen. Dies belegt nicht zuletzt die Tatsa- 
che, daß in der gleichen Woche Frau Grie- 
fahn in die Umweltdebatte des niedersäch- 
sischen Landtages nicht eingreifen durfte. 
Insgesamt zeigt das umweltpolitische Hin 
und Her in der SPD einmal mehr, daß die 
Bewahrung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen nicht einer „politischen Echternacher 
Springprozession" von Sozialdemokraten 
und Grünen überlassen werden darf. 



Seite 22- UiD 22/1997 HOCHSCHULABSOLVENTEN 

Gemeinsame Offensive von MIT 
und RCDS für mehr Selbständigkeit 
Mittelstands- und Wirtschaftsvereini- 
gung der CDU/CSU (MIT) und der Ring 
Christlich-Demokratischer Studenten 
(RCDS) haben am 26. Juni eine gemein- 
same Offensive für mehr Selbständig- 
keit bei Hochschulabsolventen gestartet. 
Die Bereitschaft zum Gang in die Selbst- 
ändigkeit ist bei Hochschulabsolventen 
relativ gering. 
Die Gründe hierfür liegen vor allem am 
mangelnden Zugang zu Risikokapital, der 
mangelnden gesellschaftlichen Anerken- 
nung der Selbständigen gegenüber klassi- 
schen akademischen Berufen, der man- 
gelnden Risikobereitschaft der Hochschul- 
absolventen und nicht zuletzt darin, daß 
eine fehlerhafte Ausbildung an den Hoch- 
schulen die Absolventen unzureichend 
zum Gang in die Selbständigkeit ermutigt. 
Neben gemeinsamen Aktionen zu diesem 
Thema, wollen MIT und RCDS gemein- 
sam an der Verbesserung der Rahmenbe- 
dingungen für Existenzgründer arbeiten: 

Die Rahmenbedingungen für Exi- 
stenzgründer müssen weiter verbessert 
werden. Vor allem der Zugang für Exi- 
stenzgründer zu Risikokapital muß weiter 
verbessert werden. Weiterhin ist aber auch 
eine andere Einstellung der Banken zu der 
Vergabe von Risikokapital notwendig. Die 
schönsten Existenzgründerprogramme 
nützen nichts, wenn die Vergabe der Mit- 
tel von den Hausbanken blockiert wird. 

lUnsere Neidgesellschaft muß über- 
wunden werden. Es geht aber auch dar- 
um, ein gesellschaftliches Klima zu erzeu- 
gen, welches den Unternehmer nicht als 
kapitalistischen Ausbeuter sieht, sondern 
seine Leistungen anerkennt und ihm den 

Stellenwert in der Gesellschaft gibt, der 
ihm zusteht. 

Das Interesse zur Selbständigkeit 
muß geweckt werden. Auch das Interesse 
zur Selbständigkeit muß gestärkt werden. 
Wir müssen die junge Generation dazu be- 
wegen, von dem weit verbreiteten Sicher- 
heitsdenken Abstand zu nehmen und wie- 
der etwas zu wagen. 

Förderung der Selbständigkeit an den 
Hochschulen. Zur Weckung eines größeren 
Interesses an der Selbständigkeit ist bei- 
spielsweise auch eine größere Schaffung 
von Zusatzangeboten für alle Studiengänge 
in Richtung Existenzgründung notwendig. 

Unterstützung von Existenzgrün- 
dungen durch eine bessere Zusammenar- 
beit von Hochschule, Handwerkskammer 
und Industrie- und Handelskammer. Zur 
Förderung der Selbständigkeit ist neben der 
Vermittlung ausreichender Qualifikationen 
während des Studiums auch eine Unterstüt- 
zung bei der Suche nach Marktfeldern not- 
wendig, in denen die Chancen für Existenz- 
gründer besonders günstig sein dürften. 

Aus diesem Grund schlagen MIT und 
RCDS Projekte vor, die folgende Phasen 
beinhalten, die gemeinsam von Universität 
und Handwerkskammer (HWK) bzw. In- 
dustrie- und Handelskammer (IHK) 
durchgeführt werden sollten: 

# Indi/.ierung und Analyse zukunftsfähi- 
ger Märkte und erfolgversprechender Ni- 
schen für Unternehmensgründungen in 
Zusammenarbeit von Hochschule und ört- 
licher HWK bzw. IHK. 
# Entwicklung und Bewertung von Ge- 
schäftsideen. 
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Aus der Arbeit in Schloß Eichholz 
Rund 300 Foren, Fachtagungen, 

Seminare, Trainings und Works- 
hops pro Jahr finden im Bildungs- 
zentrum Schloß Eichholz statt. 
Darunter: 

Konrad Adenauer - 
Lebenswerk eines deutschen 
Staatsmannes 
Das Anliegen: „In diesem vierteiligen 
Veranstaltungszyklus möchte die 
Konrad-Adenauer-Stiftung Lebens- 
leistung und politisches Wirken 
Konrad Adenauers in seiner für die 
politische Kultur der Bundesrepublik 
Deutschland maßgeblichen Bedeu- 
tung analysieren und nachzeichnen." 
Die nächste Veranstaltung: 
»Meinem Vaterland" - 
Konrad-Adenauers Verhältnis 
zu Deutschland und den 
Deutschen 
26.-29. August 1997 
(VA Nr. 210) 
Einige der Themen: 
• Konrad Adenauer: Kindheit, Ju- 
gend und Karriere (1876-1917) 
• Kommunale Selbstverwaltung und 

moderne Stadtentwicklung - Konrad 
Adenauer als Oberbürgermeister 
von Köln 
• Drei Reden: „Europäische 
Zivilisation" (1919), „Bilanz deut- 
scher Geschichte" (1946) und 
Abschiedsansprache während der 
Sondersitzung des Deutschen 
Bundestages (1963) 
• Konrad Adenauer und die 
Wirtschaft 
• Konrad Adenauer und die 
Wiedervereinigung 
Besonderes: Mehrere Mitglieder der 
Familie Adenauer haben ihre Teil- 
nahme zugesagt. Vorgesehen ist 
auch der Besuch der Ausstellung 
„Konrad Adenauer: Dokumente aus 
vier Epochen deutscher Geschichte" 
(Stiftung Bundeskanzler-Adenauer- 
Haus, Rhöndorf). 

Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
Fax Nr. 022 36/7 07-230 

• Know-how-Vermittlung für Gründun- 
gen in zukunftsträchtigen Branchen. 

I™606" uer Förderung von Einzelgrün- 
Ä" S° te auch der Markt A* Pürtner- 
^nartsgrundungen genutzt werden. Es ist 
nachweisbar, daß Partnerschaftsgründungen 
^olgreicher sind als Einzelgründungen. 

tunedemffiehlt sich weiterhin, die Beglei- 
chen?^ ;^unternehmer auch nach der 
Existe Gründung im Sinne einer 

leisten
nZ8rUndungsbe8leitun8 zu gewähr- 

Unternehmen: Geschäfte 
gehen wieder besser 
Die Wirtschaft faßt wieder Tritt! Nach 
einer Umfrage des Forsa-Instituts für 
die Zeitschrift „impulse" bei 500 re- 
präsentativ ausgesuchten Firmen des 
produzierenden Gewerbes geht fast je- 
der dritte Unternehmer von einer bes- 
seren Geschäftslage aus. Im März die- 
ses Jahres war es nur jeder vierte. 
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Klimaschutz - Mach mit! 
Generalsekretär Peter Hintze, die stell- 
vertretende Parteivorsitzende und Bun- 
desumweltministerin, Angela Merkel, 
sowie der Vorsitzende des Bundesfach- 
ausschusses Umweltpolitik der CDU, 
Kurt-Dieter Grill, erklärten: 
In diesem Juni jährte sich zum fünften 
Mal die Konferenz für Umwelt und Ent- 
wicklung in Rio de Janeiro. Die Sonderge- 
neralversammlung der Vereinten Nationen 
in der vergangenen Woche in New York 
hat gezeigt, daß in wichtigen umweltpoli- 
tischen Handlungsfeldern weiterhin über 
eine international abgestimmte Politik ver- 
handelt werden 
muß. 
Vor allem kommt 
es darauf an, daß 
sich die Industrie- 
länder ihrer Ver- 
antwortung für 
den globalen 
Schutz unserer Umwelt stellen. Deutsch- 
land und die Europäische Union haben 
sich besonders in der Klimaschutzpolitik 
für weitergehende Verpflichtungen einge- 
setzt. 
Deutschland ist unter der CDU-geführten 
Bundesregierung zum Vorreiter eines 
weltweiten Klimaschutzes geworden. Es 
gibt weltweit kein Land, das derart konse- 
quent wie Deutschland seine Klimaschutz- 
politik umsetzt. Wir zählen zu den weni- 
gen Staaten, die ihre Verpflichtungen aus 
der Klimarahmenkonvention der Vereinten 
Nationen erfüllen werden. 
Mit unserem nationalen Handlungsziel, 
die energiebedingten CCh-Emissionen bis 
zum Jahr 2005 um 25 Prozent gegenüber 
1990 zu verringern, sind wir weltweit Vor- 
bild. Bis heute ist es uns gelungen, die 
CO->-Emissioncn durch ein umfassendes 

CDU-Sommeraktion 
mit Verlosung 

Minderungsprogramm um über zehn Pro- 
zent zu senken. Die CDU hat wichtige 
Klimaschutzmaßnahmen auf den Weg ge- 
bracht und umgesetzt: unter anderem die 
Novelle der Wärmeschutzverordnung, das 
Stromeinspeisungsgesetz, ein Milliarden- 
programm zur Förderung von Investitio- 
nen für Energieeinsparungen im Gebäude- 
bestand und vor allem die am 1. Juli 1997 
in Kraft getretene emissionsbezogene Kfz- 
Steuer. 
Im industriellen Bereich sind wir mit sin- 
kenden CCb-Emissionen auf dem richti- 
gen Weg. In den privaten Haushalten sind 

die Minderungs- 
potentiale aber 
bei weitem noch 
nicht ausge- 
schöpft. 

Um so entschei- 
dender ist es, daß 
möglichst breite 

Kreise der Bevölkerung aktiv zum Klima- 
schutz beitragen. Mit unserer Sommerakti- 
on „Klimaschutz - Mach mit!" wollen wir 
die Bürgerinnen und Bürger zum verstärk- 
ten Engagement für die Bewahrung der 
natürlichen Lebensgrundlagen sensibili- 
sieren. 
Die Aktion wurde durch die Frauen-Union 
und den Bundesfachausschuß Umweltpo- 
litik der CDU initiiert und gemeinsam mit 
der Jungen Union Deutschlands und der 
Kommunalpolitischen Vereinigung der 
CDU und CSU vorbereitet. Jeder unserer 
rund 350 Kreisverbände und alle beteilig- 
ten Parteigliederungen erhalten eine um- 
fassende Aktionsmappe zum Klimaschutz. 
In einem Aktionsleitfaden haben wir eine 
Fülle von Vorschlägen zusammengetra- 
gen, mit denen die Kreisverbände und die 
beteiligten Vereinigungen Veranstaltungen 
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zum Klimaschutz durchführen können. Sie 
reichen vom Malwettbewerb für Schul- 
klassen bis hin zu Energie-Tischen für 
Kommunen und dem Vorschlag zur Erar- 
beitung einer lokalen Agenda 21. Flug- 
blätter und eine Bilanz unserer bisherigen 
Umweltpolitik unterstützen die Verbände 
bei ihren inhaltlichen Argumentationen. 
Um einen besonderen Anreiz zu schaffen, 
haben wir einen Wettbewerb ausgerufen. 
Jeder Bürger, der einen Fragebogen zum 
Klimaschutz ausfüllt, nimmt an einer Ver- 
losung teil. Die drei Hauptgewinner erhal- 
ten besonders energiesparende Haushalts- 
geräte. 

Mit unserer Sommeraktion „Klimaschutz 
- Mach mit!" unterstreichen wir, daß wir 
uns auf den bisher erzielten nationalen 
und internationalen Erfolgen nicht ausru- 
hen werden. Die Aktion ist ein Signal 
dafür, daß wir alle eine besondere Ver- 
pflichtung haben, uns für unsere Umwelt 
einzusetzen. 

Thüringen startet Ausbildungsinitiative 
Das Land Thüringen hat gemein- 
sam nut Arbeitgebern und Gewerk- 
suiatten eine Ausbildungsinitiative 
RernhtetH^ie Ministerpräsident 
£n »n*^08*1 in Erf«rt sagte, sol- 
werden M°8Uchkeiteu ausgeschöpft 

erhalten könne ,mFmStaat 

In einem gemeinsamen Papier mit 
dem Verband der Wirtschaft und dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund heißT 
es, neue Arbeits- und Ausbildung 
platze sollten insbesondere dort ge- 
schaffen werden, wo mit neuen Tech- 
nologien innovative Produkte entstün- 
den. Um das vorhandene Potential an 
Ausbildungsplätzen besser ausschöp- 

fen zu können, habe die Landesregie- 
rung eine „Annahmekarte für Ausbil- 
dungsplätze" eingeführt. Dadurch 
könnten sogenannte Mehrfachab- 
schlüsse von Ausbildungsverhältnis- 
sen weitgehend vermieden werden, 
sagte Vogel. 
Ministerpräsident Bernhard Vogel 
kündigte an, das Land werde 1.000 zu- 
sätzliche Stellen an Berufsfachschulen 
einrichten. In der Landesverwaltung 
seien bereits 548 Stellen und darüber 
hinaus im Freistaat weiterhin 1.600 
überbetriebliche Ausbildungsplätze 
über das Sonderprogramm von Land 
und Bund geschaffen worden. Auf 
Dauer sei jedoch die Verantwortung 
der Wirtschaft gefragt, betonte Vogel. 
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CDU Rendsburg-Eckernförde veranstaltet 
Wettbewerb der Ortsverbandszeitungen 
„Die Probleme der Ortsverbände, ihre 
Positionen in der regionalen Presse zu 
artikulieren, macht das Gewicht von 
Ortsverbandszeitungen bei der Öffent- 
lichkeitsarbeit deutlich", so der Kreis- 
vorsitzende der CDU Rendsburg- 
Eckernförde Otto Bernhardt. 
Um dies ins Bewußtsein zu rufen, veran- 
staltete der CDU-Kreisverband einen 
Wettbewerb unter dem Motto: „Welcher 
CDU-Ortsverband im Kreis gestaltet die 
beste Zeitung?" An diesem Wettbewerb 
konnte sich jeder der 99 Ortsverbände be- 
teiligen. 
500 DM für den ersten Platz waren Anlaß 
genug für fast ein Drittel der angeschrie- 
benen Ortsverbände, sich mit ihrem Pro- 
dukt dem Wettbewerb zu stellen. Die Zei- 
tungen werden von den Ortsverbänden re- 
gelmäßig mit viel Aufwand in Eigenarbeit 

Partei aktiv 

erstellt. Dabei steht die Kreisgeschäftsstel- 
le stets mit umfassendem Rat und techni- 
scher Hilfe zur Seite. Finanziert werden 
die Zeitungen zum überwiegenden Teil 
durch Spenden von ortsansässigen Firmen 
und Privatpersonen. 
Die Jury unter Leitung des Landtagsabge- 
ordneten Jost de Jager, von Beruf Journalist, 
stand nun vor der schwer zu lösenden Auf- 
gabe, nur drei Preise vergeben zu dürfen. 
Aufgrund der hervorragenden Qualität vie- 
ler Zeitungen wurde der dritte Platz jedoch 
an insgesamt 6 Ortsverbände vergeben. 

Den ersten Platz sicherte sich wegen des 
sehr guten Layouts und des guten The- 
menmixes der Ortsverband Schwedeneck 
mit seiner Zeitung „Der Schwedenecker", 

dicht gefolgt von „Uns Dörp", der Zeitung 
der CDU Owschlag. 
Aus allen im Kreis Rendsburg-Eckernför- 
de erscheinenden Ortsverbandszeitungen 
ist zwischenzeitlich eine Mustersammlung 
zusammengestellt worden, die von Inter- 
essierten als Anregung und Hilfestellung 
genutzt werden kann. 
Der Kreisvorsitzende Otto Bernhardt be- 
wertete aufgrund der großen Beteiligung 
der Ortsverbände die Aktion als vollen Er- 
folg und erklärte: „Sicherlich hat der Wett- 
bewerb die Ortsverbände dazu motiviert, 
ihre Zeitungen weiterhin als hervorragen- 
des Instrument zum Transport von Infor- 
mationen über die Parteiarbeit zu nutzen, 
und andere, dieses neu zu entdecken."    ■ 
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A CDU-Speedy-Atlas 
sehr klein und doch ein kompletter 
^traßenatlas für Deutschland und 
turopa. Handlich und übersichtlich 
bietet er sich an als ständiger 
Begleiter vor und auf jeder Reise. 
Gegliedert in drei verschiedenen 
Rubriken, enthält der neue Speedy- 
juias nicht nur den Kartenteil von 
Deutschland und Europa, sondern 
auch die Durchfahrtspläne wichtiger 
Ballungszentren und Großstädte in 
aem besonders übersichtlichen 
Maßstab 1:100.000. 

Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 29,70 DM 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand* 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 

('Bei Bestellungen bis zu einem Warenwert 
von 50 DM wird eine Versandkosten- 
pauschale in Höhe von 5 DM erhoben.) 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Der mzmo macht 
uns stark! CDU 

Das ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukasten. 
Wenn Sie in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden Sie 
sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle. 
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